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Einleitung 

A. Problemaufriss – das Sicherheitsumfeld im 21. Jahrhundert 
A. Problemaufriss 
Seit Ende des Kalten Krieges verliert die politische und rechtliche Unterschei-
dung von innerer und äußerer Sicherheit an Trennschärfe. Zunehmend fordern 
moderne Sicherheitsbedrohungen die konzeptuelle Abgrenzung des Staatsin-
nenbereiches vom äußeren Bereich bei der Gefahrenabwehr heraus. Das Er-
starken des internationalen Terrorismus, hybride Kriegsführung, globale Cy-
berattacken oder Desinformationskampagnen haben in den letzten Jahrzehnten 
gezeigt, dass die Sicherheitssphären verschwimmen. Jene neuartigen Bedro-
hungen lassen sich nur noch schwer in die klassischen Kategorien von innerer 
und äußerer Sicherheit einordnen, was zu einer unklaren Verteilung von ho-
heitlichen Zuständigkeitsbereichen führt. Schlagwortartig sprechen Politik und 
Wissenschaft hinsichtlich der Überschneidung von innerer und äußerer Sicher-
heit seit einigen Jahren vom ‚Sicherheitsnexus‘. 

Ursprünglich bezeichnet der Begriff der inneren Sicherheit die Aufrechter-
haltung von Sicherheit und Ordnung zwischen den Bürgerinnen und Bürgern 
im eigenen Hoheitsgebiet. Zwischenstaatliche Konflikte bilden demgegenüber 
traditionell den Gegenstand der äußeren Sicherheit. Die Emergenz moderner 
Bedrohungen stellt jedoch die bisherigen Annahmen über die Plausibilität und 
Praktikabilität der klassischen Trennung von innerer und äußerer Sicherheit in 
mehrfacher Hinsicht infrage: So verliert mittlerweile häufig die Grenze zwi-
schen staatlichen, nicht staatlichen und kriminellen Akteuren an Deutlichkeit 
– wenn etwa terroristische Vereinigungen die Wirkkraft nationaler Armeen er-
langen. Problematisch fällt entsprechend auch die Zuordnung aus, wenn be-
wusst private Akteure als vermeintliche Urheber eines eigentlich staatlich ge-
lenkten Angriffs eingesetzt werden. Ferner gestaltet sich das geografische Ge-
präge moderner Bedrohungen vielschichtig. Elektronische Kommunikations-
systeme, arbeitsteiliges Zusammenwirken, das Auseinanderfallen der Orte von 
Schädigungshandlung und Schadenseintritt sowie die überregionale Relevanz 
lokaler Bedrohungslagen erschweren eine räumliche Abgrenzung von Sicher-
heitssphären. Neuartige Bedrohungen durchkreuzen so bisweilen verschiedene 
Rechtssysteme. Ausmaß und Art der Gefahrenabwehr bewegen sich dabei zu-
nehmend zwischen polizeilichen Maßnahmen und militärischer Verteidigung. 
In welche Kategorie fällt etwa die Bekämpfung seeräuberischer Aktivitäten? 
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Diese Vielgestaltigkeit unkonventioneller Bedrohungen erzeugt zahlreiche 
Anknüpfungspunkte für die mitunter verschränkten Ebenen staatlichen, inter-
nationalen und supranationalen Rechts. Gleichzeitig schneidet das vermehrte 
Auftreten von neuartigen Bedrohungen durch einige Kernbereiche gegenwär-
tiger Verfassungsordnungen und generiert zentrale Rechtsprobleme. So näm-
lich divergieren herkömmlicherweise der Umfang gubernativer Vorrechte und 
parlamentarischer Mitsprache, der Grundrechtsschutz und das Ausmaß ge-
richtlicher Kontrolle erheblich entlang der Trennlinie von äußerer und innerer 
Sicherheit. 

Mit dem Wandel der Morphologie moderner Sicherheitsphänomene sieht 
sich auch die Europäische Union konfrontiert, die sich immer bedeutender als 
Garant eines zwischenstaatlichen Sicherheitsversprechens positioniert.1 Der 
Sicherheitsnexus hat verstärkt Eingang in die strategische Politikplanung der 
Union gefunden und mittlerweile wesentliche Relevanz für die Tätigkeit von 
Unionsorganen und -agenturen erlangt. Die konzeptionelle Platzierung der 
Union als Staaten- und Verfassungsverbund2 im Zwischenfeld nationaler 
Rechtsordnungen und dem Völkerrecht provoziert derweil eigene Schwierig-
keiten. Traditionell bildet der Schutz der Sicherheit den originären Zweck ver-
fasster Staaten. Entsprechend setzt die tatsächliche Verwebung der Sicher-
heitssphären den bestimmenden Unions-Rechtsgrundsatz der begrenzten Ein-
zelermächtigung unter Druck. 

Die enorme Karriere des Sicherheitsnexus-Begriffs im letzten Jahrzehnt 
steht in Opposition zu seiner wissenschaftlichen Rezeption. Vor diesem Hin-
tergrund hat diese Arbeit das Ziel, einen Beitrag zum europarechtswissen-
schaftlichen Nexus-Diskurs zu leisten: Die vorliegende Untersuchung geht der 
Frage nach, wie das Recht der Europäischen Union zwischen einer inneren und 
einer äußeren Sicherheitssphäre unterscheidet und moderne Sicherheitsbedro-
hungen diesen Sphären zuordnet. Die Analyse richtet ihr Augenmerk so auf die 
kompetenzrechtliche Perspektive und widmet sich der horizontalen Abgren-
zung der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) einerseits und 
des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts (RFSR) andererseits. 
Entscheidende Bedeutung kommt dabei im Unionsrecht Art. 40 EUV zu. Die 
Vorschrift verlangt, dass sich GASP- und Nicht-GASP-Politiken nicht berüh-
ren – was jedoch angesichts neuartiger Bedrohungsphänomene problematisch 
erscheint. 

Die konkrete Zuweisung eines Bedrohungsphänomens zu einer der beiden 
Unionspolitiken von GASP und RFSR hat immense Konsequenzen für das 
Maß demokratischer Rückkopplung, die Möglichkeit zur Erlangung von 

 
1 Siehe dazu Calliess, Europäisierung der Staatsaufgabe Sicherheit, in: Müller/Schneider 

(Hrsg.), EU gegen den Terrorismus, 2006, S. 83 (83–109). 
2 Zum Begriff grundlegend Calliess, Die neue EU, 2010, S. 63–79. Ferner zum ‚Verfas-

sungsverbund‘ etwa Pernice, JöR 2000, 205. 
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Rechtsschutz, die Jurisdiktion des EuGH, den Präemptionseffekt von Unions-
handeln für die Mitgliedstaaten und den Einbezug relevanter Unionsorgane. 
Ob mithin etwa bei einer EU-Seeoperation zur Bekämpfung von Menschen-
schmuggel außerhalb des Unionsterritoriums das Europäische Parlament betei-
ligt wird und das Vorgehen der Kontrolle des Europäischen Gerichtshofs un-
terfällt – Grundrechtseingriffe dabei auf unmittelbarer demokratischer Legiti-
mation beruhen und durch den EuGH justiziabel sind –, hängt entscheidend 
davon ab, ob die Maßnahme dem RFSR oder eben anders der GASP zuzuord-
nen ist.3 

In drei Verfahren befasste sich der EuGH nach dem Vertrag von Lissabon 
bislang mit dem Sicherheitsnexus. Die sich aus den Rechtssachen C-130/10,4 
C-658/115 und C-263/146 ergebende Rechtsprechungslinie wird allerdings für 
den Mangel eines klaren Gesamtansatzes als unzureichend kritisiert.7 Die bis-
herige Abgrenzung von GASP und RFSR erfolgt dabei mit dem ‚Schwerpunkt-
test‘: Sprechen gewichtigere Gründe für die Anknüpfung an eine der beiden 
Unionspolitiken, ist die konkrete Maßnahme auf eine entsprechende Rechts-
grundlage zu stützen. Die nachfolgende Untersuchung jedoch zeigt die wesent-
lichen Schwächen des Schwerpunkttests am Sicherheitsnexus. Die Arbeit 
schlägt daher vor, die relevanten Unionspolitiken und Rechtsgrundlagen – so-
weit möglich und geboten – zu kombinieren. 

B. Forschungsstand  
B. Forschungsstand 
Trotz seiner verbreiteten schlagwortartigen Beschwörung in der politischen, 
rechtspraktischen und wissenschaftlichen Debatte bildet der Sicherheitsnexus 
bislang nicht den Gegenstand einer eingehenden Analyse. Wenn ihm auch zu-
nehmend Aufmerksamkeit im politikwissenschaftlichen Schrifttum zuteil-
wird,8 fehlt eine umfassende rechtswissenschaftliche Perspektive – insbeson-
dere auch für das Recht der Europäischen Union. 

Immer wieder heben dabei das Unionsrecht kommentierende Literatur-
Stimmen einzelne Berührungspunkte der relevanten Politikfelder von GASP 
und RFSR hervor, beschreiben prinzipielle Abgrenzungsschwierigkeiten, 

 
3 Siehe dazu auch Mitsilegas, Extraterritorial Immigration Control, in: Carrera/Santos 

Vara/Strik (Hrsg.), External Dimensions of EU Migration Policies, 2019, S. 290 (301 f.). 
4 EuGH, C‑130/10 ECLI:EU:C:2012:472, Parlament/Rat. 
5 EuGH, C‑658/11 ECLI:EU:C:2014:2025, Mauritius. 
6 EuGH, C‑263/14 ECLI:EU:C:2016:435, Tansania. 
7 Sánchez-Tabernero, CMLRev. 2017, 899 (910 und 919); Gatti, Conflict of Legal Bases 

and the Security Nexus, in: Neframi/Gatti (Hrsg.), EU External Relations Law, 2018, S. 89 
(109); Koutrakos, Nexus between CFSP and AFSJ, in: Blockmans/Koutrakos (Hrsg.), Re-
search Handbook on CFSP, 2018, S. 296 (308–311). 

8 Siehe dazu Teil 1 A.III.1. 
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weisen im Zusammenhang mit einzelnen modernen Sicherheitsbedrohungen 
und der Besprechung von EuGH-Urteilen auf die Herausforderungen des Ne-
xus-Phänomens hin oder beschreiben seine Kernprobleme für das Unions-
recht.9 Insbesondere Koutrakos,10 Engel,11 Eeckhout,12 Gatti,13 Lonardo,14 und 
Van Elsuwege15 haben auf einige wesentliche Probleme am Sicherheitsnexus 
aufmerksam gemacht. Eine weitergehende Systematisierung blieb bis jetzt al-
lerdings aus. Insbesondere wurden bislang der Überschneidungsbereich beider 
Politikbereiche in Primär- und Sekundärrecht und die bestehenden Abgren-
zungsprobleme nicht eingehend betrachtet. 

Hinsichtlich der kompetenziellen Unterscheidung der Politikfelder am Si-
cherheitsnexus haben sich einige Stimmen bereits kritisch bezüglich der An-
wendung des klassischen Schwerpunkttests zur Wahl der richtigen Rechts-
grundlage am Nexus geäußert.16 Eine intensive und umfangreiche Auseinan-
dersetzung mit dem Schwerpunkttest fehlt jedoch. Selten sind dabei die bis-

 
9 Siehe etwa: Sánchez-Tabernero, CMLRev. 2017, 899; Blockmans/Spernbauer, EFA-

Rev. 2013, 7 (14); Monar, External Dimension of the AFSJ, 2012, S. 28; Moskalenko/
Streltsov, EFARev. 2017, 513 (515, 527 und 532); Editorial Comments, CMLRev. 2016, 
1199 (1205); EPSC, Art. 42(7) TEU, 2015, S. 1, siehe auch 7; García Andrade, CMLRev. 
2018, 157 (182–185); Gomez Arana/McArdle, EU and Migration Crisis, in: Carrera/Santos 
Vara/Strik (Hrsg.), External Dimensions of EU Migration Policies, 2019, S. 272 (277); But-
ler, EU Foreign Policy in Times of Crisis, in: Weatherburn/Kloza/Kużelewska (Hrsg.), Ir-
regular Migration, 2018, S. 51; Hillion, A Powerless Court?, in: Cremona/Thies (Hrsg.), The 
ECJ and External Relations Law, 2014, S. 47 (60); van Vooren, EFARev. 2009, 231 (242–
244); Wessel, EFARev. 2015, 123 (124); Herrmann, Much Ado about Pluto?, in: Cremona/
De Witte (Hrsg.), EU Foreign Relations Law, 2008, S. 19 (47). 
Mit einer politischen Analyse bisheriger Kooperationsformen der Unionsorgane am Sicher-
heitsnexus Trauner, The Internal-External Security Nexus, 2011 (insbesondere S. 29–32). 
Eine zuvörderst politikwissenschaftliche Analyse auch bei: Bendiek, A Paradigm Shift in 
CFSP, 2017; zum ‚holistischen Sicherheitskonzepts‘ in den jüngeren EU-Sicherheitsstrate-
gien Longo, EFARev. 2013, 29. 

10 Koutrakos stellt insofern die bisherigen EuGH-Urteile zum Nexus, relevante Sicher-
heitsstrategien der Union und die EU-Operation Sophia dar. Ein rechtlicher Gesamtansatz 
zur Nexus-Handhabung wird nicht erörtert, siehe Koutrakos, Nexus between CFSP and 
AFSJ, in: Blockmans/Koutrakos (Hrsg.), Research Handbook on CFSP, 2018, S. 296. 

11 Engel, EPL 2015, 47. 
12 Eeckhout, CFSP after Lisbon, in: Biondi/Eeckhout/Ripley (Hrsg.), EU Law after Lis-

bon, 2012, S. 265 (267–276). 
13 Gatti, Conflict of Legal Bases and the Security Nexus, in: Neframi/Gatti (Hrsg.), EU 

External Relations Law, 2018, S. 89. 
14 Lonardo, EuConst 2018, 584 (586, 596 und 607). 
15 Van Elsuwege, CMLRev. 2015, 1379 (1388–1398); ders., CMLRev. 2010, 987. 
16 Blockmans/Spernbauer, EFARev. 2013, 7 (17 f.); Cremona, ELRev. 2010, 678 (688–

691); De Baere/van den Sanden, EuConst 2016, 85 (86); Gatti, Conflict of Legal Bases and 
the Security Nexus, in: Neframi/Gatti (Hrsg.), EU External Relations Law, 2018, S. 89; 
Sánchez-Tabernero, CMLRev. 2017, 899 (908–912 und 919); van Elsuwege, CMLRev. 
2010, 987 (1003).  
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herigen Kommentare auf die Maßgaben der für das Nexus-Problem entschei-
denden Norm des Art. 40 EUV eingegangen,17 eine ausführliche Auseinander-
setzung mit der Norm fehlt bislang gänzlich, so auch ein rechtlicher Gesamt-
ansatz zur schlüssigen Nexus-Handhabung. Einige Stimmen, wie etwa Sán-
chez-Tabernero,18 stellen dezidiert bestehenden Forschungsbedarf zum Nexus-
Phänomen im Unionsrecht fest.19 

C. Umfang der Untersuchung 
C. Umfang der Untersuchung 
I. Forschungsfrage 

Die vorliegende Arbeit geht der grundsätzlichen Frage nach, wie das Unions-
recht auf das Auftreten moderner Bedrohungen am Nexus von innerer und äu-
ßerer Sicherheit reagiert, und untersucht die horizontale Kompetenzverteilung 
zwischen RFSR und GASP. Den Angelpunkt im Unionsrecht bildet die mit 
dem Vertrag von Lissabon eingeführte Norm des Art. 40 EUV. Um ihr Gebot 
der Trennung der GASP von Nicht-GASP-Politiken spannt sich das rechtliche 
Problem des faktischen Verschwimmens der Sicherheitssphären. Die Norm er-
zeuge ein „legal imbroglio“ – ein rechtliches Chaos –, da es an klaren Kriterien 
zur Abgrenzung der relevanten Unionspolitiken fehle.20 Besondere Schwierig-
keiten rühren dabei aus der vagen allumfassenden Gestalt der GASP und ihrem 
Sonderstatus im Vertragstext. Ihre thematische, rechtliche und praktische 

 
17 Sánchez-Tabernero, CMLRev. 2017, 899 (919); Cremona, Two (or Three) Treaty So-

lution, in: Biondi/Eeckhout/Ripley (Hrsg.), EU Law after Lisbon, 2012, S. 40 (56); Ma-
tera/Wessel, RdDCE 2014, 1047 (1061); Schwartz, Die Wahl der Rechtsgrundlage, 2013, 
S. 224–228; Friesen, ZEuS 2012, 101 (109–118); van Elsuwege, CMLRev. 2010, 987 
(1003). Butler, EU Foreign Policy in Times of Crisis, in: Weatherburn/Kloza/Kużelewska 
(Hrsg.), Irregular Migration, 2018, S. 51 (siehe im Besonderen etwa 53, 78). Das EPSC be-
schreibt politische Maßnahmen am Nexus und spricht vom Bedürfnis, RFSR und GASP zu 
kombinieren und gemeinsam zu koordinieren. Dabei allerdings werden eben nicht die recht-
lichen Implikationen dekliniert und nur an einer Stelle findet Art. 40 EUV knapp Erwäh-
nung, siehe EPSC, The Defence-Security Nexus, 2017, siehe im Besonderen S. 3–4. 

18 So zur Auslegung von Art. 40 EUV und der Möglichkeit einer Kompetenzkombination 
am Nexus Sánchez-Tabernero, CLEER WP 2014, 11 (26). 

19 Siehe ferner Cardwell, NILQ 2013, 443 (462); Cremona, External Competences, in: 
Schütze/Tridimas (Hrsg.), EU Legal Order, 2018, S. 1110 (1124). 

20 Van Elsuwege, CMLRev. 2010, 987 (1003). Sánchez-Tabernero spricht in diesem 
Zusammenhang von einem „confusing legal framework“, siehe Sánchez-Tabernero, CML-
Rev. 2017, 899 (919). 
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Verflechtung mit anderen Unionspolitiken kreiere ein Paradoxon, dessen 
Handhabung „ein Unterfangen außergewöhnlicher Komplexität“ bedeute.21 

Ziel der Arbeit ist es zu erörtern, inwiefern eine präzise Unterscheidung von 
GASP und RFSR möglich ist, potenzielle Abgrenzungskriterien der inneren 
und äußeren Sicherheitssphäre zu diskutieren und die Kohärenz der bisherigen 
Rechtspraxis bezüglich moderner Sicherheitsbedrohungen zu bewerten. Zent-
ral bespricht die Untersuchung die Frage, ob der bislang angewandte Schwer-
punkttest einen tauglichen und angemessenen Mechanismus zur Abgrenzung 
der Unionssicherheitskompetenzen bietet. 

Die Betrachtung analysiert dazu den Textbestand der europäischen Verträge 
und wertet das erlassene Sekundärrecht sowie die einschlägige Rechtspre-
chung aus. Untersuchungsgegenstand bei der Auswertung der Rechtspraxis 
sind insofern die Phänomenbereiche des Terrorismus, der Piraterie, der Be-
kämpfung von Menschenschmuggel durch EU-Seeoperationen und der Cyber-
sicherheit, – die bisher die prominentesten Beispiele für Maßnahmen der Union 
im Bereich des Sicherheitsnexus darstellen. In all diesen vier Bereichen kön-
nen wechselseitige Bezüge zur GASP und zum RFSR ausgemacht werden, so-
dass sich ihre Untersuchung besonders eignet. Von der Wissenschaft bislang 
nur wenig wahrgenommen, ist zunächst das Gesamtbild dieser Maßnahmen am 
Nexus deskriptiv zu betrachten: Welche Maßnahmen hat die Union zur Be-
kämpfung neuartiger Bedrohungen getroffen? Auf welche Rechtsgrundlagen 
wurden die Maßnahmen gestützt? Welchen Aufwand haben die Unionsorgane 
betrieben, um die Wahl der Rechtsgrundlage zu begründen? Welche Maßgaben 
hat der EuGH zur Abgrenzung von GASP und RFSR formuliert? Und in wel-
chem Verhältnis steht das übrige Sekundärrecht zu diesen Maßgaben? 

Die Arbeit legt ihren Fokus auf die abstrakt-primärrechtliche horizontale 
Kompetenzabgrenzung der Unionspolitiken. Somit bleibt die konkrete institu-
tionelle Aufgabenverteilung von Unionsorganen und -agenturen weitgehend 
außen vor. Das vertikale Kompetenzgefüge zwischen Union und Mitgliedstaa-
ten und somit auch der Sicherheitsschutz als Rechtfertigungsgrund im Rahmen 
der Grundfreiheiten bilden nicht Gegenstand der Analyse. 

Es sei noch auf Folgendes hingewiesen: Im Rahmen dieser Arbeit ist die 
Rede von hybriden, asymmetrischen oder unkonventionellen Bedrohungen. 
Die Begriffe bezeichnen hier all jene Sicherheitsphänomene, die zugleich An-
knüpfungspunkte für beide der klassischen Sphären von innerer und äußerer 
Sicherheit bzw. unterschiedliche Politikfelder aufweisen. Mithin reichen diese 
Termini weiter als die seit einigen Jahren vermehrt diskutierten Begriffe der 
‚hybriden Kriegsführung‘ oder eben der ‚hybriden Bedrohung‘, die das be-

 
21 So Koutrakos („an exercise of extraordinary complexity“), der sich im Besonderen auf 

die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) bezieht, siehe Koutrakos, 
CSDP, 2013, S. 247. 
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wusste Verschleiern der eigentlichen Urheberschaft bei Konflikthandlungen 
und die Nutzung unkonventioneller Mittel bezeichnen.22  

Wenn auch der Nexus-Begriff insgesamt vielseitige Verwendung findet, wie 
etwa bei der Debatte um den ‚humanitarian-development-peace nexus‘,23 be-
nennt der Begriff in dieser Arbeit grundsätzlich die Verschränkung von innerer 
und äußerer Sicherheit. 

II. Gang der Untersuchung 

Die Analyse erfolgt in einem Dreischritt. Die Arbeit erläutert zunächst die the-
matischen Grundlagen, stellt dann die horizontalen Kompetenzabgrenzungen 
in Vertragstext und Rechtspraxis dar, setzt sich zuletzt kritisch mit den bishe-
rigen Kompetenzabgrenzungen auseinander und plädiert dabei für einen Para-
digmenwechsel. 

Zuerst betrachtet der Grundlagenteil abstrakt die staatstheoretische Bedeu-
tung des Sicherheitsschutzes sowie die historische Trennung von innerer und 
äußerer Sicherheit. Unter Einbezug politikwissenschaftlicher Literatur wird 
das moderne Nexus-Phänomen erörtert. Der Grundlagenteil widmet sich so-
dann in Bezug auf das Unionsrecht der Genese und dem Auftrag des unionalen 
Sicherheitsschutzes. Im Anschluss verdeutlicht der erste Teil die Relevanz der 
Unterscheidung der Politikfelder auf Unionsebene. 

Der folgende, zweite Teil wählt zur Untersuchung der Nexus-Handhabung 
und Abgrenzung der Politikfelder im Unionsrecht eine doppelte Perspektive. 
Deduktiv stellt der Abschnitt das geltende anwendbare Primärrecht dar. Dazu 
werden der Normbestand zu RFSR und GASP hinsichtlich möglicher Über-
schneidungsbereiche betrachtet sowie weitere relevante Kompetenzen im Um-
feld der beiden Politiken beschrieben. Mit einem induktiven Blick trägt der 
Abschnitt danach die bisherige Rechtspraxis zur Kompetenzabgrenzung am 
Nexus zusammen. Dazu wertet der Abschnitt im Kontext der oben bezeichne-
ten Phänomenbereiche erlassenes Sekundärrecht, die Rechtsprechung des 
EuGH und Schlussanträge der Generalanwälte aus. Die Erkenntnisse werden 
verdichtet, um diese in größere Diskussionskomplexe einbetten zu können. 

Der daran anschließende, dritte Teil kritisiert die zentralen Abgrenzungskri-
terien, die der Gerichtshof in den bisherigen Urteilen zur Differenzierung von 
GASP und RFSR nach der ‚Schwerpunkttheorie‘ verwendet hat. Diskutiert 
werden darauffolgend wesentliche Rechtsgrundsätze, von denen maßgebliche 
Impulse für die Handhabung des Sicherheitsnexus ausgehen. Die Arbeit mün-
det dabei in die Darstellung eines hier befürworteten Paradigmenwechsels, der 

 
22 Zum Begriff siehe Andersson/Tardy, Hybrid, 2015, S. 1–4; Hector, ZaöRV 2016, 513 

(515–519). Ferner Tamminga, Hybride Kriegsführung, 2015. Vgl. auch Gemeinsamer Rah-
men für die Abwehr hybrider Bedrohungen – eine Antwort der Europäischen Union, 
JOIN(2016) 18 final, S. 2. 

23 Siehe dazu etwa Teil 2 B.IV.3 
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sich um einen schlüssigen Gesamtansatz für die rechtlichen Konsequenzen des 
Sicherheitsnexus bemüht. In diesem Zusammenhang erfolgt eine Analyse der 
Maßgaben von Art. 40 EUV. 

Insgesamt wird die Arbeit feststellen, dass das unionale Primärrecht nur 
vage Aussagen zum genauen Umfang von GASP und RFSR trifft, was eine 
präzise Abgrenzung erheblichen Schwierigkeiten aussetzt. Die entsprechenden 
Merkmale, auf die der EuGH bislang zur Unterscheidung der Politikfelder 
zentral abstellt, bieten Anlass für gewichtige Kritik und ermöglichen nur be-
grenzt Rückschlüsse auf einen kohärenten Gesamtansatz. Auch die bisherige 
sekundärrechtliche Praxis lässt kaum klare Abgrenzungslinien zwischen den 
relevanten Politikfeldern erkennen. Die vorliegenden Überlegungen kritisieren 
die zentrale Bedeutung des Schwerpunkttests in der Rechtspraxis aufgrund sei-
ner begrenzten Leistungsfähigkeit am Nexus einerseits und seiner absorbieren-
den Wirkung für das jeweils andere Politikfeld andererseits. Auch birgt die 
Nutzung des Schwerpunkttests am Nexus so die Gefahr, dass politischer Op-
portunismus die Wahl der Rechtsgrundlage und des damit verbundenen Poli-
tikfeldes bestimmen könnte. 

Dem Modell der grundsätzlichen Trennung von GASP und RFSR unter An-
wendung einer einzelnen materiellen Rechtsgrundlage mit dem Schwerpunkt-
test stellt die Arbeit eine Erörterung der Zulässigkeit politikübergreifender 
Kompetenzkombination entgegen. Die Arbeit entwickelt und diskutiert inso-
fern das Konzept einer ‚dynamisch-komplementären Sicherheitsdichotomie‘, 
das im Nexus-Bereich die tatsächliche Verschränkung der relevanten Unions-
politiken abbildet.  
 
 



Teil 1 
 

Grundlagen:  
Sicherheitsnexus, unionaler Sicherheitsschutz  

und Relevanz der Kompetenzabgrenzung 

A. Der Sicherheitsbegriff –  
Ideengeschichte und modernes Nexus-Phänomen 

A. Der Sicherheitsbegriff 
Vor der Betrachtung der horizontalen Kompetenzverteilung des unionalen Si-
cherheitsschutzes beginnt der folgende Abschnitt mit einer knappen Darstel-
lung der staatstheoretischen Ideengeschichte des Sicherheitsbegriffs und der 
Ursprünge der Unterscheidung von innerer und äußerer Sicherheit. Der Ab-
schnitt widmet sich dann dem modernen Verschwimmen von innerer und äu-
ßerer Sicherheit. Hiesige Ausführungen kontextualisieren die spätere europa-
rechtliche Analyse im weiteren wissenschaftlichen Nexus-Diskurs. Sie bilden 
eine grobe Begriffsfolie, die terminologische Orientierung bieten soll für die 
nexusbezogenen Rechtsfragen im Kompetenzgewebe der EU. 

I. Staatstheoretische Ideengeschichte des Sicherheitsbegriffs 

Der Begriff der Sicherheit geht zurück auf die lateinische sēcūritās, das Sub-
stantiv zur Fügung sē cūra – „ohne Sorge“.1 Während des Augusteischen Zeit-
alters setzte im 1. Jahrhundert n. Chr. eine Begriffsverwendung der sēcūritās 

 
1 Eine anschauliche historisch-semantische Betrachtung findet sich bei Hamilton, 

Security, 2013, S. 51–67. Zur sprachlichen Entwicklung des Begriffs siehe Pfeifer, Etymo-
logisches Wörterbuch, 1989, S. 1626. Der Gebrauch des Begriffes sēcūritās ist erstmals bei 
Cicero im 1. Jahrhundert v. Chr. dokumentiert: „Vacandum autem omni est animi perturba-
tione, cum cupiditate et metu tum etiam aegritudine et voluptate nimia et iracundia, ut tran-
quillitas animi et securitas adsit, quae affert cum constantiam tum etiam dignitatem“, Büch-
ner, Cicero – Vom rechten Handeln, 2013, S. 60 f., I.69. Eine Auswertung des Gebrauches 
der „securitas“ in der lateinischen Literatur bei Schrimm-Heins, AfB 1991, 123 (133 ff.). 
Seine Wurzeln dürfte der Terminus in der epikureischen ataraxia („Unerschütterlichkeit“, 
ἀταραξία gefunden haben, siehe dazu Winkler, APAW 1939, 1; Arends, Aspects of 
‚Security‘, in: Brauch et al. (Hrsg.), Reconceptualizing Security, 2008, S. 263 (264 f.), der 
auch bemerkt, dass ein ursprünglich epikureischer und damit der hedonistischen, apoliti-
schen Schule entstammender Begriff später zum „Kernbegriff“ politischer Staatsphilosophie 
wurde, siehe S. 268. 
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ein, die den nicht privaten militärischen Schutz oder den Schutz durch die Re-
gierung unter der Pax Romana bezeichnete.2 Die Beschreibung eines subjektiv 
empfundenen Phänomens wandte sich damit zunehmend zum ‚Objektiven‘, 
von einem lediglich inneren, persönlichen Zustand zur Beschreibung äußerer 
Umstände.3 Dabei gewann der Sicherheitsbegriff im Rahmen von mittelalter-
lichen Schutzverträgen, Lehensverhältnissen und Eidesformeln sowie dem 
Ende des Fehderechts an Bedeutung.4 

Gegen Ausgang des Mittelalters beschrieb Machiavelli zwei Dimensionen 
der Sicherheit:5 einerseits hinsichtlich des Verhältnisses eines Fürstentums zu 
„fremden Mächte[n]“, andererseits aber auch bezüglich des Schutzes „wegen 
der Unterthanen“.6 Es scheint hier erstmals die Bedeutung von äußerer und in-
nerer Sicherheit bei der Ausübung und Legitimierung von Herrschaftsgewalt 
betont zu werden.7 Auch Bodin bezieht sich in seiner Staatstheorie auf beide 
Sphären. Die nachhaltige Staatswerdung bedürfe des Schutzes vor äußerer Ge-
walt und innerer Unruhe.8 Dem souveränen Herrscher obläge eine Schutz-
pflicht gegenüber seinen Untertanen, die bei äußerer Bedrohung jedoch umge-
kehrt würde.9 Contzen sprach von der „potentia duplex“ und differenzierte zwi-
schen der „potentia domestica […] contra seditiones, conspirationes, rebellio-
nes civium“ und „externa […] contra hostem externum“.10 Auch Leibniz sollte 
wenig später das Begriffspaar der „securitas publica interna et externa“ auf-

 
2 Hamilton, Security, 2013, S. 58; Arends, Aspects of ‚Security‘, in: Brauch et al. (Hrsg.), 

Reconceptualizing Security, 2008, S. 263 (270). 
3 Makropoulos, Sicherheit, in: Ritter/Gründer (Hrsg.), Wörterbuch der Philosophie, 1995, 

S. 745 (746); Hamilton, Security, 2013, S. 65; Winkler, APAW 1939, 1 (6 ff.); siehe auch 
Arends, Aspects of ‚Security‘, in: Brauch et al. (Hrsg.), Reconceptualizing Security, 2008, 
S. 263 (272); Herington, Philosophy – Concept of Security, in: Bourbeau (Hrsg.), Security, 
2015, S. 22; Kaufmann, Sicherheit als soziologisches Problem, 1970, S. 66. 

4 Conze, Sicherheit, Schutz, in: Brunner/Conze/Koselleck (Hrsg.), Geschichtliche Grund-
begriffe, 1994, S. 831 (834 ff.); Makropoulos, Sicherheit, in: Ritter/Gründer (Hrsg.), Wör-
terbuch der Philosophie, 1995, S. 745 (747); Schrimm-Heins, AfB 1991, 123 (149–151). 

5 Machiavelli, Der Fürst, 1842, 19. Kapitel. 
6 So übersetzt bei Machiavelli, Der Fürst, 1833, S. 188. 
7 Makropoulos, Sicherheit, in: Ritter/Gründer (Hrsg.), Wörterbuch der Philosophie, 1995, 

S. 745 (747). 
8 Mairet, Bodin – Livres de la République, 1993, S. 504. 
9 Ebd., S. 103; Makropoulos, Sicherheit, in: Ritter/Gründer (Hrsg.), Wörterbuch der Phi-

losophie, 1995, S. 745 (747).  
10 Contzen, Politicorum Libri Decem, 1621, 8. Buch, Kapitel 3, § 1 f., S. 552. 
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